
 

 

 

Stellungnahme zur Annahme der Minarettverbotsinitiative 

 

 

Die islamischen Nationalverbände in der Schweiz bedauern die Annahme der 

Minarettverbotsinitiative zutiefst. Den Initianten ist leider gelungen mit ihrer 

verzerrenden Propaganda, Ängste bei einer Mehrheit der Stimmenden zu mobili-

sieren, welche nichts mit dem Islam in der Schweiz zu tun haben.  

 

Die hier lebenden Muslime bekennen sich zur Schweizer Verfassung und Rechtsord-

nung. Umso grösser ist ihr Befremden, dass nun ihre Verfassungsrechte verletzt wer-

den sollen. Das Verbot, ihre Gotteshäuser mit einem Minarett zu schmücken, verstösst 

unter anderem gegen das Grundrecht der Religionsfreiheit. 

 

Den Initianten dieses Minarettverbots ging es vom Anfang an und in erster Linie nicht 

um das symbolische sakrale Bauwerk. Sie haben in der Abstimmungskampagne alles 

daran getan, um den Islam mit Gerüchten und Halbwahrheiten, in dem sie Schre-

ckensbilder aus dem Ausland in ein Licht stellten, das gar nichts mit dem realen Leben 

der muslimischen Familie in der Schweiz zu tun hat. Durch die Initiative haben viele 

Muslime das Gefühl, dass ihr Glaube und ihre Daseinsberechtigung in der Schweiz 

infrage gestellt wurden. Das hat bei ihnen Sorgen und Ängste ausgelöst, die nun durch 

das Abstimmungsergebnis noch verstärkt worden sind. Die negativen gesellschaftli-

chen und juristischen Auswirkungen können heute noch nicht abgeschätzt werden. 

 

Die muslimischen Verbände stehen trotz allem zur Schweiz und ihren Institutionen. 

Dankbar nehmen sie zur Kenntnis, dass der Bundesrat, das Parlament, die meisten Par-

teien und unsere Schwesterreligionen Judentum und Christentum sich für das Grund-

recht der Religionsfreiheit und den Schutz der Minderheit eingesetzt und die Minarett-

verbotsinitiative abgelehnt haben. Sie und wir wissen, dass eine Ausgrenzung der 

Muslime dem gesellschaftlichen Frieden und dem Zusammenleben der vielfältigen 

Kulturen der Schweiz nicht dient. 

 

Die muslimischen Verbände erkennen auch, dass nun ihre Verantwortung noch ge-

wachsen ist, auf legitime Befürchtungen in der Schweizer Bevölkerung einzugehen 

und zu antworten. Wir müssen unsere Öffentlichkeitsarbeit verstärken, um Missver-

ständnissen und Vorurteilen über den Islam und die Muslime zu begegnen. Wir laden 

darum alle Kreise ein, bei anstehenden Problemen gemeinsam mit uns nach konstruk-

tiven Lösungen zu suchen. Unser Anliegen ist es, ein friedliches Zusammenleben zu 

fördern im Respekt voreinander und entsprechend der menschlichen Würde.  


